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Für eine erfolgreiche Wärmewende – Fernwärme-Wirtschaft benötigt 

Planungssicherheit und verlässliche Förderbedingungen 

Sehr geehrte Abgeordnete des Deutschen Bundestages,  

durch die fokussierte Arbeit des Deutschen Bundestages ist es in der ver-

gangenen Woche gelungen, mit dem Wärmeplanungsgesetz (WPG) ein für 

die Wärmewende zentrales Gesetz zu verabschieden. Das WPG unter-

streicht die besondere Bedeutung der Wärmenetze als ein Kernelement 

der Energiewende und des Klimaschutzes. Die Bundesregierung hat sich 

daher ambitionierte Ziele für die Transformation gesetzt: Mittelfristig sol-

len jährlich mindestens 100.000 Gebäude neu an Wärmenetze ange-

schlossen werden. Darüber hinaus soll bis 2030 der Anteil der klimaneut-

ral erzeugten leitungsgebundenen Wärme im bundesweiten Mittel auf 50 

Prozent angehoben werden.  

Die Fernwärme-Wirtschaft ist bereit durch milliardenschwere Investitio-

nen zum Erreichen der bundespolitischen Ziele beizutragen. Dafür müssen 

die in der Abschlusserklärung des Fernwärme-Gipfels am 12.06.2023 ver-

einbarten Maßnahmen schnell und konsequent umgesetzt werden.  

 
  

An die  

stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden der 

Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen 

und FDP im Deutschen Bundestag für Klima 

und Energie, Bau, Haushalt und Recht 

  

Berlin, 23.11.2023 

      

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/Energie/0612-erklaerung-fernwaeme-gipfel.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/Energie/0612-erklaerung-fernwaeme-gipfel.pdf?__blob=publicationFile&v=10
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Die Fernwärme-Wirtschaft steht hinter der Gipfel-Erklärung! Wir brau-

chen dafür ein Entgegenkommen der Politik und fordern ein, dass alle er-

denklichen Hebel in Bewegung gesetzt werden, damit die für die Wärme-

wende notwendigen finanziellen Mittel zur Verfügung stehen.  

› Die Bundesförderung effiziente Wärmenetze (BEW) muss verstetigt 

und mit ausreichenden Finanzmitteln unterlegt werden. Das Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts zum Klima- und Transformationsfonds hat 

die Finanzierung des Umbaus der Wärmenetze in Frage gestellt. Ein 

kurzfristiges und deutliches Signal zur Verlässlichkeit der BEW ist, ge-

nauso wie für die Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG), daher 

zwingend erforderlich. Insbesondere im Hinblick auf die Tatsache, dass 

viele Fernwärmeversorger und Stadtwerke ihre Transformationspla-

nungen nahezu abgeschlossen haben und die eigentliche Investitions-

tätigkeit in klimaneutrale Erzeugungstechnologien und den Ausbau von 

Wärmenetzen nun absehbar bevorsteht. Der Bedarf an Fördermitteln 

wird in den kommenden Jahren daher stark ansteigen: Hochrechnun-

gen auf Basis der Förderbescheide zu Transformationsplänen und 

Machbarkeitsstudien zeigen bereits, dass die vorgesehenen Fördermit-

tel schnell ausgeschöpft sein könnten. Der Ausbau und die Nachver-

dichtung von Wärmenetzen sowie der Umbau und die Diversifizierung 

des größten Teils der Erzeugungsstrukturen für Wärme stellt für die 

Fernwärmeversorgungunternehmen, die meist in kommunaler Hand 

sind, vor große Herausforderungen. Auftretende Wirtschaftlichkeitslü-

cken dürfen aber die Dekarbonisierung der Wärmewende nicht beein-

trächtigen, wenn wir unsere Ziele in der gewünschten Zeit erreichen 

wollen. Dazu leistet eine auskömmlich ausgestaltete BEW einen we-

sentlichen Beitrag. Auf mittlere Sicht sind mindestens drei Milliarden 

Euro pro Jahr für die Förderung notwendig, welche mit einer Verlänge-

rung der Förderrichtlinie über 2028 hinaus einhergehen müssen. Die 

Transformation der Fernwärme ist ein Marathon, kein Sprint. Wir for-

dern verlässliche Rahmenbedingungen!  

Klimaschutz ist mit Fernwärme insbesondere in urbanen Räumen kosten-

effizient, in Verbindung mit lokaler Wertschöpfung und vor allem verläss-

lich zu erreichen.  Neben der BEW als Grundbedingung sind weitere  
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Instrumente und Maßnahmen erforderlich, um die Wärmewende auf ein 

solides Fundament zu stellen: 

› Das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) muss verlängert und auf 

die Einbindung von klimaneutralen Brennstoffen konzentriert wer-

den. Die KWK wird in Zukunft mehr an Bedeutung gewinnen, weil sie 

die effiziente Nutzung von klimaneutralen Brennstoffen, wie z. B. Was-

serstoff gewährleistet (Efficiency First). Es gilt, das KWKG zukunftsori-

entiert weiterzuentwickeln und mit einer Laufzeit bis mindestens 2030 

zu verlängern. Weil das KWKG beihilferechtlich bislang nur bis 2026 ge-

nehmigt ist, können größere Anlagen bereits schon jetzt nicht mehr re-

alisiert werden. Zudem: Als umlagefinanziertes Instrument leistet das 

KWKG einen wichtigen Beitrag zur Versorgungssicherheit und zur Ener-

giewende, ohne KTF und Bundeshaushalt zu belasten. Dies verdeut-

licht, dass je stärker die KWK (über das KWKG) in der geplanten Kraft-

werksstrategie Berücksichtigung findet, desto geringer wird der Finan-

zierungs- und Fördermittelbedarf für die Strategie insgesamt ausfallen.  

› Weiterentwicklung der Wärmelieferverordnung und des entsprechen-

den BGB-Paragrafen: Die aktuelle Ausgestaltung von Verordnung und 

Gesetz (§ 556c BGB) stehen dem Ausbauziel von 100.000 Gebäudean-

schlüssen p. a. an die Wärmenetze zentral entgegen. Nur mit einer zeit-

nahen Anpassung beider Regelungen mit einer Mieterschutzkompo-

nente – analog zu den bestehenden mietrechtlichen Regelungen im 

GEG für die Eigenversorgung – können die Klimaschutzziele des Bundes 

erreicht werden.  

Die Fernwärme-Wirtschaft nimmt die Herausforderung der Transforma-

tion und des massiven Ausbaus der Fernwärme sehr ernst. Für den Erfolg 

muss die Akzeptanz der Bürgerinnen und Bürger gewahrt und gestärkt 

werden. Die Branche ist bereit, Ihren Beitrag dafür zu leisten – sowie es im 

Rahmen der Gipfel-Erklärung vereinbart worden ist.  

Es ist daher aus energiewirtschaftlicher, aber auch sozialpolitischer Sicht 

unerlässlich, dass noch diese Legislaturperiode die passenden Rahmenbe-

dingungen für die Transformation der Wärmenetze geschaffen werden.  
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Für weitere Informationen und einen vertiefenden Austausch stehen wir 

Ihnen gerne zur Verfügung.  

 

Mit freundlichen Grüßen, 

 

     

Kerstin Andreae  Werner Lutsch  Ingbert Liebing 

Vorsitzende der   Geschäftsführer   Hauptgeschäftsführer 

Hauptgeschäftsführung 

Mitglied des Präsidiums 

 

Bundesverband der   Energieeffienzverband  Verband 

Energie- und    für Wärme, Kälte   Kommunaler 
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